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Sachsen-Anhalt IMPULS 
Das IB-Mezzaninedarlehen für innovative Gründungen 

- Vergabegrundsätze - 
 

 
Die Investitionsbank gewährt im Auftrag des Landes Sach-
sen-Anhalt Darlehen aus dem Mittelstands- und Gründer-
Darlehensfonds unter Einbindung von Mitteln des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).  Mit der 
Förderung soll erreicht werden, dass sich Unternehmens-
gründer und innovative junge Unternehmen nachhaltig 
etablieren und neue Arbeitsplätze entstehen. Insbeson-
dere Studenten und wissenschaftliche Mitarbeiter aus den 
Hochschulen sowie Mitarbeiter sonstiger wissenschaftli-
cher Einrichtungen sollen ermutigt und in die Lage versetzt 
werden, technologie- und wissensintensive Unterneh-
mensgründungen vorzunehmen.  

Vorhandenen Gründungshemmnissen soll mit dem Ange-
bot von zinsgünstigen und eigenkapitalähnlichen Finanzie-
rungsformen begegnet werden.  
Gleichzeitig soll der Privatsektor mit diesem Angebot an-
geregt werden, zusätzliche Mittel für Unternehmensfinan-
zierungen bereitzustellen. 

 

1. Rechtliche Grundlagen 

- Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäi-
schen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds sowie mit den allgemeinen Bestimmun-
gen über den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsi-
onsfonds und den Europäischen Meeres- und Fische-
reifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1083/2006 des Rates (ABl. EU Nr. L347 vom 
20.12.2013, S. 347) in der jeweils gültigen Fassung, 
sowie die hierzu von der EU-Kommission verabschie-
deten Delegierten und Durchführungsverordnungen in 
der jeweils gültigen  

- der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich 
des Ziels „Investitionen in Wachstum und Beschäfti-
gung“ und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1080/2006 (ABl. EU Nr. L347 vom 20.12.2013, S. 289) 
in der jeweils gültigen Fassung, sowie die hierzu von 
der EU-Kommission verabschiedeten Delegierten und 
Durchführungsverordnungen in der jeweils gültigen 
Fassung 

- der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. EU Nr. L187 vom 26.06.2014, S. 1) 

 

2. Wer wird finanziert? 

Das Finanzierungsangebot richtet sich an natürliche Per-
sonen, die eine Unternehmensgründung planen bzw. be-
stehende Unternehmen (auch Einzelunternehmen) ein-
schließlich der Angehörigen freier Berufe, bis zu fünf Jahre 
nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit, die zudem  

eine technologie- und wissensbasierte bzw. innovative Un-
ternehmensgründung vornehmen wollen oder vorgenom-
men haben. 
 
Der Darlehensnehmer muss der Definition der Europäi-
schen Union für kleine Unternehmen in ihrer jeweils gülti-
gen Fassung entsprechen und entweder einen Firmensitz 
oder eine Betriebsstätte, in der das Vorhaben durchgeführt 
wird, in Sachsen-Anhalt haben. 
 

3. Was wird finanziert? 

Ausgaben im Zusammenhang mit der Existenzgründung, 
insbesondere für  

- die Markterschließung und Markteinführung eines 
Produktes, eines Verfahrens oder einer  

Dienstleistung aus einem   

Entwicklungsprozess bis zur Generierung der für 
den Kapitaldienst ausreichenden Umsätze 

- Investitionen (Grundstücke und Gebäude bis maxi-
mal 10% der Darlehenssumme) 

- Auftragsvorfinanzierung 

- Betriebsmittel/-ausgaben 

 

4. Was wird nicht finanziert? 

Nicht gewährt werden Finanzierungen u.a. 
- zur Ablösung bestehender Verbindlichkeiten oder des 

Engagements eines Kreditinstitutes 

- für die Vorfinanzierung von Zuschüssen sowie der er-
stattungsfähigen Mehrwertsteuer 

- an Unternehmen, die in der Primärerzeugung von 
landwirtschaftlichen Produkten sowie im Bereich der 
Fischerei und Aquakultur tätig sind  

- für exportbezogene Tätigkeiten 
 

5. Darlehensvoraussetzungen 

- Ein Darlehen kann nur von einem Unternehmen bean-
tragt werden, welches sich nicht in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten (im Sinne der jeweils gültigen Defini-
tion der EU-Kommission) befindet. 

- Der Nachweis der kaufmännischen Qualifikation und 
der fachlichen Eignung muss erbracht werden.  

- Für das geplante Vorhaben ist ein tragfähiges Konzept 
(qualifizierter Businessplan) vorzulegen. 

- Das Vorhaben muss einen nachhaltigen wirtschaftli-
chen Erfolg erwarten lassen und auf den Haupterwerb 
ausgerichtet sein.  

- Die Finanzierung des gesamten Vorhabens muss si-
chergestellt sein. 
 

6. Art und Umfang des Darlehens 

Gewährt werden kann ein Darlehen bis zur vollen Höhe 
des Finanzierungsbedarfs. 

Die Mindestdarlehenssumme beträgt grundsätzlich 
25.000 Euro.  

Die maximale Darlehenssumme beträgt 500.000 Euro. 
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Eine Darlehensgewährung aus Mitteln des Fonds ist in der 
Regel nur bis zu einer Gesamtsumme von 3 Mio. Euro mög-
lich. Voraussetzung für eine weitere Antragstellung ist, dass 
das Vorhaben, welches zunächst finanziert wurde, abge-
schlossen ist, die bereitgestellten Kredite vollständig einge-
setzt sowie die Mittelverwendungskontrolle durchgeführt 
wurden. 

In begründeten Einzelfällen kann von den minimalen oder 
maximalen Darlehenssummen abgewichen werden. 
 

7. Darlehenskonditionen 

a) Zinssatz und Zinsverbilligung 
Der Zinssatz für Neubewilligungen bestimmt sich un-
ter Berücksichtigung des jeweils gültigen EU Refe-
renz- und Abzinsungssatzes. Die jeweils gültigen 
Zinssätze werden im Internetauftritt der Investitions-
bank veröffentlicht. 

Die Zinsbindungsfrist entspricht der Darlehenslauf-
zeit, jedoch in der Regel max. 10 Jahre bei längeren 
Darlehenslaufzeiten. 
 

b) Laufzeit und Auszahlung 
Die Darlehenslaufzeit beträgt bis zu 15 Jahre. 

Der Auszahlungskurs beträgt 100 %. 

Die Auszahlung des Darlehens kann an Bedingungen 
und Auflagen geknüpft werden. 
 

c) Tilgung und Zinszahlung  
Das Darlehen wird mit fünf tilgungsfreien Jahren ge-
währt.  

Zinszahlungen sind jeweils monatlich und nachträg-
lich zu leisten. 

Nach Einsetzen der Tilgung sind die Zinszahlungen in 
Verbindung mit der monatlichen Tilgung zu leisten. 

Um den eigenkapitalähnlichen Charakter der Finan-
zierung zu erreichen, wird ein Rangrücktritt der For-
derungen der IB im Falle einer Insolvenz vereinbart. 
 

d) Besicherung 
Die Besicherung der Darlehen erfolgt in der Regel in 
Form von selbstschuldnerischen Bürgschaften der 
Gesellschafter. 

 
e) Bereitstellungsprovision 

Diese beträgt 0,25 % pro Monat auf den nicht in An-
spruch genommenen Darlehensbetrag beginnend 
zwei Monate nach Unterzeichnung des Darlehensver-
trages seitens der IB. 

 

8. Beihilferegelung 

Die Zuwendungen sind gemäß Art. 22 der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
und unterliegen nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Abs. 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union, soweit sie die Voraussetzungen dieser Ver-
ordnung unmittelbar erfüllen. 
 
Beihilfefähig sind ausschließlich nicht börsennotierte kleine 
Unternehmen, deren Eintragung ins Handelsregister 
höchstens fünf Jahre zurückliegt, die noch keine Gewinne 
an die Anteilseigner ausgeschüttet haben und die nicht 
durch einen Zusammenschluss gegründet wurden. Bei 
beihilfefähigen Unternehmen, die nicht zur Eintragung in 
das Handelsregister verpflichtet sind, kann der Zeitpunkt, 
zu dem das Unternehmen seine Wirtschaftstätigkeit auf-
nimmt oder für seine Tätigkeit steuerpflichtig wird, als Be-
ginn des beihilfefähigen Fünfjahreszeitraums erachtet wer-
den.  
Der maximal zulässige Beihilfewert darf einen Betrag von 
maximal 500.000 Euro nicht überschreiten. Die anzurech-
nende Beihilfe entspricht der Darlehenshöhe. 

Es gelten die ergänzenden Regelungen der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 gemäß Anhang dieser Vergabegrund-
sätze. Sofern diese Regelungen eingehalten werden, gel-
ten die ggf. einschränkenden Bestimmungen der Vergabe-
grundsätze. 
 
 
 

9. Antragsverfahren 

Der Antrag ist formgebunden bei der Investitionsbank 
Sachsen-Anhalt einzureichen. Dem Antrag ist eine Stel-
lungnahme der Hausbank beizufügen, deren Beteiligung 
an der Gesamtfinanzierung angestrebt wird. 

Es können in der Regel nur Vorhaben finanziell begleitet 
werden, die zum Zeitpunkt einer Antragsberatung bzw. 
des Antragseinganges noch nicht begonnen wurden. Als 
Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leis-
tungsvertrages anzusehen. 

Die Darlehensvergabe erfolgt in privatrechtlicher Form. 
 

10. Verwendungsnachweis/Prüfungsrechte 

Die Prüfung der Verwendung obliegt der Investitionsbank 
Sachsen-Anhalt. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitali-
sierung das Ministerium der Finanzen, der Landesrech-
nungshof, die zur Umsetzung des Operationellen Pro-
gramms eingerichteten Behörden und Stellen, die Europäi-
sche Kommission sowie der Europäische Rechnungshof 
sind berechtigt, die zweck- und fristgerechte Verwendung 
des Darlehens jederzeit zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen sowie Auskünfte einzuholen. 
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Anhang 
 
Soweit die Förderung nach dieser Förderrichtlinie als Ge-
währung von nach der VO (EU) 651/2014 von einem Ge-
nehmigungsverfahren freigestellten Beihilfe erfolgt, sind 
zusätzlich und vorrangig folgende spezifische Festlegun-
gen einzuhalten: 
 
1. Förderzeitraum 
Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Verga-
begrundsätze an bis zum Ablauf der Vergabegrundsätze, 
längstens bis zum 31.12.2023. 
 
2. Förderausschlüsse 
Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf  
a) Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition 

in Art. 2 Nr. 18 der VO (EU) Nr. 651/2014; [keine Rele-
vanz für Regelungen zur Bewältigung von Naturkata-
strophen] 

b) Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Europäi-
schen Kommission zur Festlegung der Unzulässigkeit 
einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Bin-
nenmarkt nicht nachgekommen sind; [keine Relevanz 
für Regelungen zur Bewältigung von Naturkatastro-
phen] 

c) Unternehmen in der Fischerei und Aquakultur im Sinne 
der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeug-
nisse der Fischerei und der Aquakultur, zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und (EG) Nr. 
1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 104/2000 des Rates, ausgenommen 
Ausbildungsbeihilfen, Beihilfen zur Erschließung von 
KMU-Finanzierungen, Forschungs- und Entwicklungs-
beihilfen, Innovationsbeihilfen für KMU sowie Beihilfen 
für benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit 
Behinderungen; 

d) Unternehmen in der Primärerzeugung landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse, ausgenommen der in Artikel 15 Ab-
satz 2 Buchstabe b der VO (EU) Nr. 651/2014 vorge-
sehene Ausgleich von Mehrkosten (außer Beförde-
rungsmehrkosten) in Gebieten in äußerster Randlage, 
KMU-Beihilfen für die Inanspruchnahme von Bera-
tungsdiensten, Risikofinanzierungsbeihilfen, For-
schungs- und Entwicklungsbeihilfen, Innovationsbeihil-
fen für KMU, Umweltschutzbeihilfen, Ausbildungsbei-
hilfen sowie Beihilfen für benachteiligte Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmer mit Behinderungen; 

e) Unternehmen in der Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder 

der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen o-
der von den betreffenden Unternehmen vermarkte-
ten Erzeugnisse richtet oder 

bb) wenn die Beihilfe an die Bedingung geknüpft ist, 
dass sie ganz oder teilweise an die Primärerzeu-
ger weitergegeben wird; 

f) Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbe-
werbsfähiger Steinkohlebergwerke im Sinne des Be-
schlusses 2010/787/EU des Rates; 

Wenn ein Unternehmen sowohl in den nach Ziffer 2 Buch-
stabe c, d oder e ausgeschlossenen Bereichen als auch in 
anderen nicht ausgeschlossenen Bereichen tätig ist, gilt 
diese Richtlinie für Zuwendungen, die für die letztgenann-
ten Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, sofern 
durch geeignete Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten o-
der die Zuweisung der Kosten sichergestellt ist, dass die 
im Einklang mit dieser Richtlinie gewährten Zuwendungen 
nicht den Tätigkeiten in den ausgeschlossenen Bereichen 
zugutekommen. 
 
 
 

3. Weitere Darlehensvoraussetzungen 
Die Zuwendung darf nicht davon abhängig gemacht wer-
den, dass 
a) der Zuwendungsempfänger seinen Sitz in dem betref-

fenden Mitgliedstaat hat oder überwiegend in diesem 
Mitgliedstaat niedergelassen ist. Es kann jedoch ver-
langt werden, dass der Zuwendungsempfänger zum 
Zeitpunkt der Auszahlung der Beihilfe eine Betriebs-
stätte oder Niederlassung in dem die Zuwendung ge-
währenden Mitgliedstaat hat. 

b) heimische Waren Vorrang vor eingeführten Waren er-
halten. 

c) der Zuwendungsempfänger einheimische Waren ver-
wendet oder einheimische Dienstleistungen in An-
spruch nimmt. 

d) die Ergebnisse von Forschung, Entwicklung und Inno-
vation von den Zuwendungsempfängern nicht in ande-
ren Mitgliedstaaten genutzt werden dürfen. 

Zuwendungen sind ausgeschlossen für Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit Ausfuhren in Drittländer oder Mit-
gliedstaaten; dies gilt insbesondere für Zuwendungen, 
die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, dem 
Aufbau oder dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder 
anderen laufenden Kosten in Verbindung mit der Aus-
fuhrtätigkeit zusammenhängen. 

 
4. Kumulierung 
Nach den Vergabegrundsätzen gewährte Beihilfen, bei de-
nen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, 
können kumuliert werden mit 
a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnah-

men unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kos-
ten betreffen; 

b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teil-
weise oder vollständig überschneidenden beihilfefähi-
gen Kosten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulie-
rung die höchste nach dieser Verordnung für diese 
Beihilfen geltende Beihilfeintensität beziehungsweise 
der höchste nach dieser Verordnung für diese Beihil-
fen geltende Beihilfebetrag nicht überschritten wird. 

Risikofinanzierungsbeihilfen, Beihilfen für Unternehmens-
neugründungen und Beihilfen für auf KMU spezialisierte 
Handelsplattformen, bei denen sich die beihilfefähigen 
Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staat-
lichen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten 
bestimmen lassen, kumuliert werden.  
Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht 
bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen Beihil-
fen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestim-
men lassen, kumuliert werden, und zwar bis zu der für den 
jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die 
Gesamtfinanzierung, die im Einzelfall in dieser oder einer 
anderen Gruppenfreistellungsverordnung oder in einem 
Beschluss der Europäischen Kommission festlegt ist. 
Nach diesen Vergabegrundsätzen gewährte Beihilfen dür-
fen nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefä-
higen Kosten kumuliert werden, wenn durch diese Kumu-
lierung die in Kapitel III der VO (EU) 651/2014 festgelegten 
Beihilfeintensitäten oder Beihilfehöchstbeträge überschrit-
ten werden. 
Abweichend von Ziffer 4 Buchstabe b können Beihilfen in 
Form von Lohnkostenzuschüssen für die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern mit Behinderungen und Beihilfen zum 
Ausgleich der durch die Beschäftigung von Arbeitnehmern 
mit Behinderungen verursachten Mehrkosten zugunsten 
von Arbeitnehmern mit Behinderungen mit anderen nach 
dieser Verordnung freigestellten Beihilfen für dieselben 
beihilfefähigen Kosten über die höchste nach dieser Ver-
ordnung geltende Obergrenze hinaus kumuliert werden, 
solange diese Kumulierung nicht zur einer Beihilfeintensi-
tät führt, die 100 % der einschlägigen, während der Be-
schäftigung der betreffenden Arbeitnehmer anfallenden 
Kosten übersteigt. 



Vergabegrundsätze IMPULS Mezzaninedarlehen für innovative Gründungen (Stand Juni 2021) 
Seite 4 von 4 

 
5. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Als beihilferechtliche Obergrenze für das Bruttosubventi-
onsäquivalent, für den maximalen Beihilfebetrag sowie für 
die Anmeldeschwelle gilt eine Darlehenssumme in Höhe 
von 600 000 EUR. 
Sofern das in dieser Ziffer genannte Äquivalent und die 
Schwelle in den Vergabegrundsätzen eingeschränkt wur-
den, gilt die einschränkenden Regelungen der Vergabe-
grundsätze. 
 
6. Besonderheiten zum Verfahren 
Vor Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die Tätig-
keit hat der Zuwendungsempfänger einen schriftlichen An-
trag zu stellen, der mindestens die folgenden Angaben 
enthält: 
a) Name und Größe des Unternehmens, 
b) Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Be-

ginn und Abschluss des Vorhabens, 
c) Standort des Vorhabens, 
d) Kosten des Vorhabens, 
e) Art der beantragten Beihilfe (z. B. Zuschuss, Darlehen, 

Garantie, rückzahlbarer Vorschuss),  
f) Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Fi-

nanzierungen. 
Diese Bedingung gilt nicht für Risikofinanzierungsbeihilfen 
sowie für Beihilfen für Unternehmensneugründungen. 
Auf dieses Erfordernis kann bei Gewährung von Beihilfen 
nach den Artikeln 21, 22, 32, 33, 34, 44, 50, 51 und 53 der 
VO (EU) Nr. 651/2014 verzichtet werden. 
 
Der Zuwendungsempfänger ist bei Bewilligungen spätes-
tens ab dem 01.07.2016 darauf hinzuweisen, dass ab ei-
ner Darlehenssumme von mehr als 500 TEUR weitrei-
chende Informations- und Veröffentlichungspflichten einzu-
halten sind. Diese umfassen unter anderem die Veröffentli-
chung des Namens des Zuwendungsempfängers und der 
Unternehmensgruppe der er angehört, die Art des Unter-
nehmens (KMU/großes Unternehmen), des Wirtschafts-
zweiges und weiterer relevanter Daten auf einer Website, 
die jedem zugänglich sein wird.  
Die Bewilligungsstelle führt ausführliche Aufzeichnungen 
mit den Informationen und einschlägigen Unterlagen, die 
notwendig sind, um feststellen zu können, dass alle Vo-
raussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllt 
sind. Diese Aufzeichnungen sind ab dem Tag, an dem die 
letzte Beihilfe auf der Grundlage dieser Richtlinie gewährt 
wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren. Die Bewilligungs-
stelle übermittelt dem Richtliniengeber auf dessen schriftli-
che Anfrage zeitnah alle erforderlichen Unterlagen, insbe-
sondere die oben genannten Aufzeichnungen. 


